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Fortpflanzungs­
medizinrecht im 
Umbruch 
RdM 2014/1 

M 
it Erkenntnis vom 10. 12. 2013 (G 16/2013 ua) hat der VfGH ent­
schieden, dass es verfassungswidrig ist, lesbische Paare von der Er­

füllung eines Kinderwunsches durch medizinisch unterstützte Fortpflan­
zung mittels Samenspende auszuschließen. Die entsprechenden gesetzli­
chen Bestimmungen des FMedG treten mit Wirkung vom 31. 12. 2014 au­
ßer Kraft (BGBl I 2014/4). Damit wird in Erinnerung gerufen, was in 
anderen (etwa wirtschaftsrechtlichen) Zusammenhängen längst anerkannt 
ist: Massive gesetzliche Eingriffe in individuelle Handlungsfreiheiten müs­
sen durch überzeugende und schwerwiegende Gründe gerechtfertigt sein, 
zumal dann, wenn dabei eine am Geschlecht oder an der sexuellen Orien­
tierung anknüpfende Differenzierung vorgenommen wird. Die Berufung 
auf traditionelle gesellschaftliche Leitbilder „normalen Familienlebens" 
reicht dafür nicht. Hinreichend gewichtige Gründe hat der VfGH im Be­
schwerdefall zu Recht nicht erkennen können. 

Über die Entscheidung und ihre Folgen wird in dieser Zeitschrift noch 
näher zu berichten sein. Schon jetzt ist aber absehbar, dass ihre Konse­
quenzen weit über den Anlassfall hinausreichen und auch heterosexuelle 
Paare betreffen: Ab 2015 entfällt nicht nur die Beschränkung des § 2 
Abs 1 FMedG auf „Personen verschiedenen Geschlechts", sondern auch 
die Subsidiaritätsklausel des § 2 Abs 2 FMedG sowie § 3 Abs 1 und 2 
FMedG, wonach für eine medizinisch unterstützte Fortpflanzung nur die 
Keimzellen der Ehegatten und Lebensgefährten verwendet werden dürfen. 
Künftig steht demnach auch heterosexuellen Paaren die Inanspruchnahme 
einer heterologen In-vitro-Fertilisation mit Fremdsamen offen. überdies 
fällt die Voraussetzung der Unfruchtbarkeit weg. Nicht berührt wurden 
die Verbote der Eizell- bzw Embryonenspende einschließlich der Leihmut­
terschaft(§ 3 Abs 3 FMedG); mit der nun eintretenden Zulässigkeit der he­
terologen Samenspende bei IVF ist aber fraglicher denn je, wie der verblei­
bende Ausschluss der Eizellspende unter dem Aspekt des Diskriminie­
rungsverbots noch gerechtfertigt werden könnte. 

Ob und wie der Gesetzgeber auf das Erkenntnis reagiert, bleibt abzu­
warten. Einen Anpassungsbedarf gibt es wohl in den begleitenden zivil­
rechtlichen Bestimmungen, um für die mittels Samenspende gezeugten 
Kinder lesbischer Paare eine(n) zweite(n) Obsorgeberechtigte(n) sicherzu­
stellen. Auch im IVF-Fonds-Gesetz wäre zu prüfen, welche der nun erlaub­
ten Methoden in welchem Umfang durch öffentliche Gelder zu finanzieren 
sind. Was das FMedG betrifft, ist ein dringender „Reparaturbedarf' jedoch 
nicht ohne weiteres ersichtlich. Gewiss gibt es im FMedG noch eine Viel­
zahl anderer verfassungsrechtlicher Problemzonen (zB das Verbot der Ei­
zellspende und der Präimplantationsdiagnostik); diese bestanden aber 
schon vorher und wurden nicht erst durch das VfGH-Erkenntnis ausge­
löst. Die Aufhebung der im konkreten Fall als verfassungswidrig erkannten 
Regelungen verlangt hingegen keine spezifischen „Reparaturmaßnahmen" 
im FMedG, weil diese Vorschriften ab 2015 ohnehin automatisch aus dem 
Rechtsbestand ausscheiden. Die dadurch gewonnene Freiheit sollte viel­
mehr als politische Chance für eine moderne und weniger restriktive Neu­
konzeption des Reproduktionsmedizinrechts - und für ein neues FMedG -
begriffen werden. Es wäre bedauerlich, wenn der seit Jahrzehnten erlahmte 
rechtspolitische Reformgeist nun allein deshalb erwacht, um die durch den 
VfGH erzwungenen Liberalisierungseffekte so weit wie möglich wieder 
rückgängig zu machen. 

Christian Kopetzki 


